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Antrag 

der Abgeordneten Siegrun Klemmer, Rolf Schwanitz, Christoph Matschie, Angelika 
Barbe, Friedheim Julius Beucher, Thea Bock, Dr. Ulrich Böhme (Unna), Dr. Eberhard 
Brecht, Marion Caspers-Merk, Dr. Nils Diederich (Berlin), Karl Diller, Dr. Marliese 
Dobberthien, Freimut Duve, Helmut Esters, Evelin Fischer (Gräfenhainichen), 
Monika Ganseforth, Iris Gleicke, Hans-Joachim Hacker, Manfred Hampel, Dr. Liesel 
Hartenstein, Stephan Hilsberg, Renate Jäger, Ilse Janz, Dr. Ulrich Janzen, Horst 
Jungmann (Wittmoldt), Susanne Kästner, Ernst Kastning, Dr. Hans-Hinrich Knaape, 
Regina Kolbe, Horst Kubatschka, Dr. Klaus Kübler, Hinrich Kuessner, Dr. Uwe 
Küster, Klaus Lennartz, Dr. Christine Lucyga, Dr. Dietmar Matterne, Uirike Mehi, 
Herbert Meißner, Jutta Müller (Völklingen), Michaei Müller (Düsseldorf), Gerhard 
Neumann (Gofha), Dr. Helga Otto, Rudolf Purps, Siegfried Scheffier, Dr. Emil 
Schnell, Gisela Schröter, Dietmar Schütz, Brigitte Schulte (Hameln), Wieland Sorge, 
Wolfgang Thierse, Uta Titze-Stecher, Hans Georg Wagner, Ernst Waitemathe, Rudi 
Walther (Zierenberg), Dr. Konstanze Wegner, Wolfgang Weiermann, Reinhard Weis 
(Stendal), Gunter Weißgerber, Dr. Axel Wernitz, Dr. Heimut Wieczorek (Duisburg), 

Dr. Peter Struck, Hans-Uirich Klose und der Fraktion der SPD 


Sanierung der radioaktiven Aitiasten in den Bundesländern 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Thüringen und Brandenburg 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Leitprinzip der umweltpolitischen Maßnahmen in den neuen Bun- 
desländern muß das im Einigungsvertrag festgelegte Ziel sein, in 
ganz Deutschland einheitliche ökologische Lebensverhältnisse 
herzustellen. Bei allen Umweltbelastungen in den neuen Bundes- 
ländern stellt speziell die Bewältigung der radioaktiven Altlasten 
eine Aufgabe bisher unbekannter Dimension dar. Die Bedeutung 
und die Schwierigkeit dieser Aufgaben gebieten es, die Verant- 
wortung dafür im unmittelbaren Hoheitsbereich des Bundes zu 
belassen. Diese spezielle Verantwortung des Bundes wird durch 
die direkte Anbindung der Wismut GmbH an die Bundesregie- 
rung, durch die damit dokumentierte politische Verantwortung 
gegenüber der Öffentlichkeit sowie der daraus folgenden alleini- 
gen Finanzierungskompetenz sichtbar. 
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Zugleich ist damit die unmittelbare Kontrolle des Deutschen Bun- 
destages über die Verwendung der für die Stülegungs- und Sanie- 
rungstätigkeiten bereitgestellten öffentlichen Mittel gewährlei- 
stet In gleicher Weise ist es künftig geboten, daß die Bundes- 
regierung politische Verantwortung unmittelbar auch für die 
Energiewerke Nord GmbH übernimmt, in deren Verantwortung 
die Stillegung und Beseitigung der Kernkraftwerke sowjetischer 
Bauart liegen. 


Deshalb fordert der Deutsche Bundestag die Bundesregierung 
auf, durch geeignete organisatorische Maßnahmen dafür Sorge zu 
tragen, daß die Gesellschaften zur Beseitigung radioaktiver Alt- 
lasten in unmittelbarer Verantwortung des Bundes bleiben bzw. 
dieser Verantwortung unterstellt werden, so daß damit auch künf- 
tig die direkte Einbindung des Parlaments in die Wahrnehmung 
der besonderen Verantwortung des Bundes für den Komplex der 
ökologischen Altlasten bestehen und die parlamentarische Ver- 
wendungskontrolle der öffentlichen Mittel auch in Zukunft 
gewährleistet bleibt. 


II. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die uneingeschränkte Wahrnehmung der Bundesverantwortung 
für die Beseitigung radioaktiver Altlasten macht ein spezielles 
Bundesgesetz erforderlich. Mit diesem Gesetz sollen die Folgen 
des Uranabbaus in Thüringen und Sachsen sowie des Betriebs von 
Kernkraftwerken sowjetischer Bauart in Mecklenburg-Vorpom- 
mern beseitigt und ausgeglichen werden. 

Dazu ist es notwendig, den derzeitigen technischen und recht- 
lichen Status sowie defizitäre Bereiche der Sanierung darzustel- 
len. Das Gesetz muß Sanierungsziele, -kriterien, -Zeiträume und 
-kosten sowie Zuständigkeiten und Rechtsträgerschaft, Fragen 
des Arbeitsschutzes, der Öffentlichkeitsbeteiligung, Eigentums- 
und Entschädigungsfragen regeln. Der betroffenen Bevölke- 
rung und den Kommunen soll mit dem Gesetz Sicherheit über 
Art, Finanzierung und Fortgang der Sanierung gegeben 
werden. 

Die Bundesregierung wird daher aufgefordert, ein Gesetz mit 
folgenden inhaltlichen Vorgaben zu erarbeiten: 

1. Voruntersuchungen 

Im Rahmen der Voruntersuchungen zur Sanierung müssen 
zunächst Standards für die zu erstellenden Kataster auf gestellt 
und der Ist-Zustand sowie mögliche Kontaminationsquellen 
aller Altlasten untersucht und erforscht werden. Grundsätz- 
liche Kriterien, ab welchen Ergebnissen Sanierungsleistungen 
welcher Intensität und Dringlichkeit zu erfolgen haben, müs- 
sen vorgegeben werden. 
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2. Allgemeine Grundsätze 

Welche Schritte in welcher Reihenfolge zu tätigen sind^ mit 
dem Ziel, gesundheitliche Belastungen für die Bevölkerung 
und die der Umwelt abzubauen, sind festzulegen. Es wird ein 
Zeitplan verlangt, um Gemeinden, Industrie und Bevölkerung 
eine klare Zeitvorgabe für den Sanierungsablauf an die Hand 
zu geben. 

3. Sanierungsziele 

Das Gesetz soll einzuhaltende Belastungswerte festlegen, bei 
deren Überschreitung Sanierungsmaßnahmen zu ergreifen sind, 
um die Werte auf das genehmigte Niveau zurückzuführen. 

Hierunter fallen: 

— Ausgangswerte im Freien und in Wohnungen, die in direk- 
tem und indirektem Zusammenhang mit dem Uranbergbau 
stehen, 

— Strahlenwerte, 

— Grenzwerte für die Belastung aller Umweltmedien mit 
radioaktiven Materialien sowie anderen Schadstoffen, 

— Grenzwerte, ab denen Materialien wie Werkzeuge, 
Kleidung u. ä. als kontaminiert zu gelten haben und 
einer SonderbehandlungZ-verwahrung zugeführt werden 
müssen. 

Im Rahmen der Sanierung soll eine Datenbank, die zukünfti- 
gen Generationen zugänglich sein muß, aufgebaut werden, 
sowie institutioneller Langzeitschutz und Langzeitüberwa- 
chung (Umweltmonitoring) für alle Standorte gewährleistet 
werden. 

Zeiträume, für deren Dauer Maßnahmen mindestens zu 
ergreifen bzw. Kontrolluntersuchungen durchzuführen oder 
Materialien zu verwahren sind, müssen definiert werden. Die 
Sanierung muß unter Einhaltung folgender Grundsätze 
erfolgen: 

— Belastbarkeit ergriffener Maßnahmen (Erdbebensicherheit, 
klimatische und menschlich bedingte Einflüsse), 

— Bevorzugung von Maßnahmen, die keine oder Wartungs- 
arbeiten von möglichst geringer Dauer erfordern, 

— Maßnahmen nur nach eingehender Überprüfung von Alter- 
nativen und Eventualitäten, so daß das Risiko zukünftiger 
Eingriffe minimiert ist, 

— vorläufige Maßnahmen nur, wenn sie eine gründlichere, 
dauerhaftere, sicherere Lösung nicht unmöglich machen 
oder über das unbedingt notwendige Maß hinaus er- 
schweren, 

— bei Langzeiteinschluß von Schadstoffen Anforderungen an 
Erosionsresistenz nach Stand von Wissenschaft und Tech- 
nik, entsprechende Ausrichtung von Grundflächen und 
Steigungswinkeln, wenn nötig Einschränkung oder Been- 
digung anderer Nutzungsformen solcher oder in der Nähe 
solcher Standorte. 
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4. Recht, Wissenschaft, Behörden und Zuständigkeiten 

Zuständigkeiten und Beziehungen sind zu regeln zwischen 
betroffenen privaten Eigentümern, Kommunen, Ländern und 
Bund. Den Gemeinden ist ein Zugriff und ausreichende Betei- 
ligung an den Entscheidungen in jeder Phase zu garantieren. 
Die Entscheidungskompetenzen, die Zuständigkeiten von 
Behörden, Abläufe von Anhörungen und Rechtswege für die 
Betroffenen sind festzulegen. 

Bundes-Immissionsschutzgesetz, Umwelthaftungsgesetz und 
andere einschlägige Gesetze und Verordnungen sind darauf- 
hin zu überarbeiten, wo welche der zu regelnden Fragen 
behandelt, ob sie an anderer Stelle gebündelt oder wie auch 
immer sie in die bestehende Systematik eingegliedert werden 
sollen. 

In West- und Ostdeutschland darf nicht wie bisher üblich nach 
unterschiedlichen Rechtsvorschriften vorgegangen werden. 
Die Rechtsvorschriften sind anzugleichen. Die Verfügbarkeit 
finanzieller und personeller Ressourcen, z. B. für den Aufbau 
ausreichend sachkundiger Unterbehörden, muß gesetzlich 
geregelt werden sowie die Voraussetzungen für die wissen- 
schaftliche und ingenieurwissenschaftliche Begleitung des 
Sanierungsprozesses und für die Verfügbarkeit von Sachver- 
stand auf dem neuesten Stand von Wissenschaft und Technik 
geschaffen werden. 

5. Einzelne Sanierungsobjekte 
Bergwerke: 

Vor der Verfüllung von Tagebau-Restlöchern müssen die 
bereits darin vorhandenen Altlasten ermittelt werden. Zur 
Verfüllung verwendetes Material darf die Umwelt nicht bela- 
sten. Die hydrologischen Verhältnisse der Untertage-Gruben 
müssen zunächst gewissenhaft erforscht werden. Die Sanie- 
rungsvariante Blutung der Gruben muß, da eine Blutung kaum 
reversibel ist, einen wartungsfreien Verbleib der gefluteten 
Hohlräume ohne Gefahr für Böden und Wasser garantieren. 

Halden: 

Die Untersuchung und Festlegung von abgestuften Sanie- 
rungsmaßnahmen ist entsprechend dem jeweiligen Gefähr- 
dungspotential der Halde so vorzunehmen, daß auch hier 
zeitliche Prioritäten erarbeitet werden, welche Halde vor- 
dringlich behandelt werden soll. Die Grundwassergefährdung 
von Haldenmaterial muß bestimmt werden. Grundsätzlich 
darf Haldenmaterial nur in Tagebaurestlöcher verkippt wer- 
den, wenn nach Abschluß aller Sanierungsmaßnahmen der 
Grundwasserschutz gewährleistet ist. Toxische Materialien 
sollten aus den Halden extrahiert werden, soweit dies nach 
technischem Stand vertretbar ist. 
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Aufbereitungsanlagen : 

Die Dekontamination von Bauschutt, Schrott und Erdreich darf 
nicht nur auf Uran beschränkt sein, sondern muß für alle 
relevanten Nuklide und Schadstoffe erfolgen. Nicht dekonta- 
minierbares Material ist so zu entsorgen, daß keine Ver- 
mischung von Abfällen, keine Gasentwicklung und keine 
Gefährdung des Grundwassers entstehen kann. 

Tailings (Schlammabsetzanlagen): 

Maßnahmen zur Sanierung der Tailings dürfen erst nach 
genauer Standortunt.ersuchung erfolgen; Umlagerung nur falls 
die Sanierung an Ort und Stelle nicht möglich. Abfälle, die das 
Sanierungsziel gefährden, dürfen nicht eingebracht werden. 
Die Abdichtung nach unten und oben muß nach strengsten 
internationalen Sicherheitskriterien erfolgen. Die Schlämme 
müssen entwässert, gesammelt und gereinigt werden. Sicker- 
wässer müssen abgeleitet werden. Langfristig müssen strenge 
Kontrolle und Wartung garantiert sein. Nach Abschluß der 
Sanierung muß der Eigenbetrieb der Anlage gewährleistet sein. 

Umgebung: 

Durch die Sanierungsmaßnahmen darf die Umgebung nicht 
belastet werden, dies ist u. a. durch Transportvorschriften zu 
regeln. Verschüttetes oder verwehtes kontaminiertes sowie 
radioaktives Material muß beseitigt werden. Häuser, bei deren 
Bau kontaminiertes Material verwendet \yurde, müssen 
saniert werden. Den betroffenen Bürgern ist Hilfe bei der 
Hinzuziehung von Sachverstand und für die Durchführung 
von Untersuchungen zu gewährleisten. 

6. Öffentlichkeitsbeteiligung 

Für alle angesprochenen Bereiche ist in jeder Phase ein 
Höchstmaß an Information und Beteiligung der Öffentlichkeit 
gesetzlich sicherzustellen. 

7. a) Sicherheit und Arbeitsschutz 

Die Einhaltung besonders strenger Vorkehrungen zum 
Schutz von Arbeitern, Bevölkerung und allen Personen 
sowie der Umwelt, soweit sie an der Sanierung beteiligt/ 
davon betroffen sind (z. B. bei Transport kontaminierter 
Böden/Materialien), muß gesetzlich garantiert werden. 

b) Gesundheitsvorsorge 

Konkrete Aussagen über das Ausmaß uranbergbaulich 
bedingter Gesundheitsschäden bei der Bevölkerung liegen 
immer noch nicht vor, daher ist eine Intensivierung entspre- 
chender Forschungen (epidemiologische Untersuchungen, 
Belastungen über den Biopfad u. a.) gesetzlich festzulegen. 
Die vorgeschriebenen Grenzwerte für radioaktive und 
andere toxische Belastungen müssen der Belastbarkeit von 
Kindern und älteren Menschen angepaßt werden. Die Nut- 
zung landwirtschaftlicher Flächen und die Verwertung von 
Nahrungsmitteln aus der Wismut-Region muß verbindlich 
geregelt werden. 
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Der Bevölkerung der thüringisch-sächsischen Bergbau- 
region ist die Inanspruchnahme von Krebsvorsorgeunter- 
suchungen zu ermöglichen. Die Pflicht zur Aufklärung der 
Bevölkerung über gesundheitliche Risiken in Zusammen- 
hang mit dem Uranbergbau und seiner Sanierung muß im 
Gesetz verankert werden. 

8, Finanzierung 

Im Gesetz muß eine Sanierungspflicht des Bundes verankert 
werden, insbesondere bei Altlasten, bei denen kein Verur- 
sacher mehr haftbar gemacht werden kann, sowie bei auftre- 
tenden Restschäden durch die Sanierung. Eine Kostentra- 
gungspflicht muß festgeschrieben werden sowie die staatliche 
Unterstützung für Eigentümer, deren bauliche Anlagen mit 
kontaminiertem Material erbaut wurden oder von Radonaus- 
gasungen betroffen sind. 

9. Entschädigungsregelungen 

Entschädigungsregelungen sowie auch eventuelle Folge- 
kosten der Sanierung für Bergarbeiter, Anwohner und betrof- 
fene Kommunen sind in einem entsprechenden Gesetz zu 
regeln. 

10. Eigentumsregelung 

Bei Übertragungsersuchen von Kommunen hat die Wismut 
GmbH und die DFA GmbH künftig neben der Betriebsnöt- 
wendigkeit gleichrangig auch das kommunale Interesse zu 
berücksichtigen. Eine unentgeltliche Rückübertragung wird 
künftig nur dann verwehrt, wenn die Grundstücke und 
Gebäude kontaminiert sind oder die Betriebsnotwendigkeit 
das kommunale Interesse schwerwiegend übersteigt. 

Eine Privatisierung von Immobilien durch die Wismut GmbH 
und die DFA GmbH setzt künftig die Beteiligung der territorial 
betroffenen Kommunen voraus. Dabei ist insbesondere Gele- 
genheit zur Abstimmung der Privatisierung mit der kommuna- 
len Planung zu geben. Bei Grundstücken, bei denen wegen 
vorhandenen Kontaminationen eine unentgeltliche Übertra- 
gung an die Kommunen ausgeschlossen worden ist, muß die 
Übertragung an die Kommunen nach erfolgter Sanierung der 
Grundstücke und Gebäude erneut geprüft werden. 

Bonn, den 21. Juni 1994 

Siegrun Klemmer 
Rolf Schwanitz 
Christoph Matschie 
Angelika Barbe 
Friedhelm Julius Beucher 
Thea Bock 

Dr. Ulrich Böhme (Unna) 

Dr. Eberhard Brecht 
Marion Caspers-Merk 
Dr. Nils Diederich (Berlin) 


Karl Diller 

Dr. Marliese Dobberthien 
Freimut Duve 
Helmut Esters 

Evelin Fischer (Gräfenhainichen) 
Monika Ganseforth 
Iris Gleicke 
Hans-Joachim Hacker 
Manfred Hampel 
Dr. Liesel Hartenstein 
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Stephan Hilsberg 
Renate Jäger 
Ilse Janz 

Dr. Ulrich Janzen 

Horst Jungmann (Wittmoldt) 

Susanne Kästner 

Ernst Kastning 

Dr. Hans-Hinrich Knaape 

Regina Kolbe 

Horst Kubatschka 

Dr. Klaus Kübler 

Hinrich Kuessner 

Dr, Uwe Küster 

Klaus Lennartz 

Dr. Christine Lucyga 

Dr. Dietmar Matterne 

Ulrike Mehl 

Herbert Meißner 

Jutta Müller (Völklingen) 

Michael Müller (Düsseldorf) 

Gerhard Neumann (Gotha) 


Dr. Helga Otto 
Rudolf Purps 
Siegfried Scheffler 
Dr. Emil Schnell 
Gisela Schröter 
Dietmar Schütz 
Brigitte Schulte (Hameln) 

Wieland Sorge 
Wolfgang Thierse 
Uta Titze-Stecher 
Hans Georg Wagner 
Ernst Waltemathe 
Rudi Walther (Zierenberg) 

Dr. Konstanze Wegner 
Wolfgang Weiermann 
Reinhard Weis (Stendal) 

Gunter Weißgerber 
Dr. Axel Wernitz 

Dr. Helmut Wieczorek (Duisburg) 
Dr. Peter Struck 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 


Begründung 

Der Uranbergbau in Thüringen und Sachsen stellt eines der dun- 
kelsten Kapitel der DDR- Vergangenheit und eine wohl in diesem 
Ausmaß einmalige Umweltzerstörung dar. Die betroffenen Men- 
schen vor Ort warten bis heute auf umfassende Aufklärung und 
Entschädigung. Sie verdrängen zudem wahrgenommene Um- 
welt- und Gesundheitsschäden wegen eigener existenzieller Sor- 
gen und wegen zum Teil fehlenden Wissens um naturwissen- 
schaftliche Zusammenhänge. Die Sanierung dieser Altlast darf 
nicht wieder auf Kosten von Menschen und Umwelt gehen. 

Bei der bisherigen Sanierung wurde und wird gegen geltende 
internationale und nationale Schutzvorschriften (weder ICRP- 
noch EG- oder VOAS-Grenzwerte werden eingehalten bzw. 
angestrebt) verstoßen. Die Philosophie einer völligen Außer- 
Rechts-Stellung wird immer offensiver vertreten. Bestehende 
Belastungen außerhalb der Wismut- Zuständigkeit werden mit 
geringem Aufwand weitestgehend nur analysiert, jedoch nicht 
vorrangig beseitigt und der Langzeitaspekt weitgehend ignoriert. 
Deshalb ist eine gesetzliche Verpflichtung zur schrittweisen 
Anwendung von AtG und StrlSchV sowie die Erstellung und An- 
wendung einer Technischen Anleitung Uranisierung mit zeit- 
licher Vorgabe und Regelung der Zuständigkeiten für Planung 
und Durchführung notwendig. 

Großanlagen wie Absetzanlagen sind mit dem Grundwasser- 
Gefährdungspotential von Schacht Konrad vergleichbar. Es beste- 
hen aber keine rechtlich vergleichbar hohen Anforderungen an 
Planung, Prüfung, Rechtsschutz und Öffentlichkeitsbeteiligung. 
Die bloße bergrechtliche und strahlenschutzrechtliche Genehmi- 
gung von Sanierungsmaßnahmen mit äußerst langfristigen Folgen 
für betroffene Kommunen ist unangemessen. 
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Die Sanierung wird nach den Vorstellungen der Wismut 13 Mrd. 
DM kosten, Kritiker schätzen dagegen höhere Summen bei Ein- 
haltung der erforderlichen Schutzziele ein. Es besteht keine 
gesetzliche Verpflichtung, im Haushalt ausreichend Gelder für 
diesen Zweck bereitzustellen. Die finanzielle Ausstattung für das 
BfS und die Kommunen ist minimal, Untätigkeit die Folge. Hilfs- 
maßnahmen für indirekt geschädigte Gemeinden werden derzeit 
entweder gar nicht oder illegal von der Wismut übernommen. 

Bei der Privatisierung von Immobilien durch die Wismut GmbH 
und die DFA GmbH nach den Grundsätzen des Wismut-Gesetzes 
treten immer wieder Abstimmungsdefizite mit den territorial 
betroffenen Kommunen auf. Vielfach widerspricht der durch die 
Privatisierung festgelegte Verwendungszweck einer Immobilie 
der kommunalen Planung. Die Kommunen müssen deshalb am 
Privatisierungsvorgang beteiligt werden. 

Eine unentgeltliche Übertragung von Immobilien wird nach den 
Grundsätzen der Entschließung des Deutschen Bundestages zum 
Wismut-Gesetz (Drucksache 12/939) dann abgelehnt, wenn die 
Immobilie kontaminiert oder für die Wismut-Nachfolger betriebs- 
notwendig ist. Im Falle der Kontamination ist die Wismut GmbH 
zur Sanierung verpflichtet. Ist diese abgeschlossen, so soll die 
Wismut GmbH der interessierten Kommune die Immobilie erneut 
nach den Grundsätzen der Entschließung des Deutschen Bundes- 
tages (Drucksache 12/1370) zur unentgeltlichen Übertragung 
anbieten müssen. Die Betriebsnotwendigkeit darf künftig nicht 
mehr alleiniger Maßstab für die Verweigerung der unentgelt- 
lichen Kommunalisierung im Sinne der Entschließung des Deut- 
schen Bundestages (Drucksache 12/1370) sein. Das bisherige Pri- 
mat der betriebswirtschaftlichen Interessen der Wismut-Nachfol- 
ger läßt die kommunalen Interessen bislang völlig unberücksich- 
tigt. Die Kommunen sind bei unentgeltlichen Übertragungsbe- 
gehren auf die Gnade der Wismut-Nachfolger angewiesen. Des- 
halb soll künftig auch das kommunale Interesse berücksichtigt 
und gegen die Betriebsnotwendigkeit im Einzelfall abgewogen 
werden. Ist diese abgeschlossen, so soll die Wismut GmbH der 
interessierten Kommune die Immobilie erneut nach den Grund- 
sätzen der Entschließung des Deutschen Bundestages zur Über- 
tragung anbieten müssen. 
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